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Peter Schermer 

Vom „Europass Berufsbildung"  zum „Europäischen 
Berufsbildungspass" 

1. Stellenwert des Europasses Berufsbildung 

Nach der Entscheidung des Rates der Europäischen Union vom 21. De-
zember 1998 wird eine Bescheinigung von Ausbildungsabschnitten, die 
im Rahmen einer „alternierenden Berufsausbildung"  in einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union absolviert worden sind, als „Eu-
ropass Berufsbildung"  bezeichnet.38 Die „europäischen Berufsbildungs-
abschnitte" sollen zwischen den Ausbildungspartnern aus dem Her-
kunftsland  sowie aus dem Gastland vereinbart und jeweils von einem 
Ausbilder begleitet werden. Der mit dieser Ratsentscheidung eingeführte 
Bildungspass gilt für  alle Formen der Berufsausbildung,  die einen be-
trieblichen Ausbildungsanteil einschließen. Dazu gehören neben der 
„Lehrlingsausbildung" zum Beispiel auch Hochschulstudiengänge mit 
dualen Komponenten. 

Im „Europass Berufsbildung"  werden in den Sprachen des Herkunftslan-
des sowie des Gastlandes die Dauer, die vermittelten Fachinhalte sowie -
wenn möglich - die Ausbildungsergebnisse bestätigt. Außerdem sollen 
die „Auszubildenden", deren Ausbilder, die Gesamtdauer der Ausbildung 
und die beteiligten Ausbildungseinrichtungen genannt werden. 

Es ist geplant, die Erfahrungen  mit dem „Europass Berufsbildung"  drei 
Jahre nach der Einführung  zusammenzufassen  und auf  dieser Grundlage 
die Auswirkungen der Entscheidung zu bewerten. Nach dem Abschluss 
der Evaluation soll entschieden werden, ob korrigierende Maßnahmen er-
forderlich  sind. 

Bei dieser Ausgangslage kann die Feststellung der amtierenden deutschen 
Bundesministerin für  Bildung und Forschung unterstrichen werden, dass 

3 8 Entscheidung des Rates der Europäischen Union vom 21.Dezember 1998. 
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sich die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union mit der Ratsentschei-
dung zur alternierenden, arbeitshegleitenden beruflichen  Bildung bekannt 
haben. Es ist auch anzuerkennen, dass damit erstmals eine einheitliche 
Bescheinigung für  im Ausland erworbene berufliche  Qualifikationen  ver-
einbart werden konnte.39 

Andererseits darf  aber nicht übersehen werden, dass es lediglich um den 
Nachweis eines bisher äußerst seltenen Beitrags im Rahmen des Gesamt-
systems der beruflichen  Bildung geht. „Europäische Berufsbildungsab-
schnitte" gehören eben noch nicht zur Regelausbildung. Kritisch wird in 
diesem Zusammenhang auch angemerkt: „Obwohl die europäischen Be-
rufsbildungswege  integraler Bestandteil der Berufsausbildung  sein sollen, 
ist eine Bescheinigung nationaler Ausbildungseinheiten nicht vorgese-
hen".40 

Es muss außerdem berücksichtigt werden, dass Inhalt, Ziele, Dauer und 
Modalitäten der Auslandsqualifizierung  allein von den Ausbildungspart-
nern festzulegen  sind. Dazu kommt, dass die Nutzung des „Europasses 
Berufsbildung"  nicht verbindlich vorgeschrieben wurde, sondern allein 
von den jeweiligen Intentionen der Beteiligten abhängt. Die Teilnahme an 
europäischen Berufsbildungsabschnitten  und die Verwendung des „Euro-
passes Berufsbildung"  sind somit freiwillige  Entscheidungen und setzen 
eine entsprechende Bereitschaft  der Beteiligten voraus.41 

So bedeutsam deshalb die Initialwirkung der Ratsentscheidung zum „Eu-
ropass Berufsbildung"  auch sein mag, muss doch gefragt  werden, ob 
nicht Regelungen notwendig sind, die hierüber weit hinausgehen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass zum Beispiel die Ausbildungsvorgaben für 
„Neue Berufe"  Modularisierungs-Tendenzen erkennen lassen. Auch die 
Betonung des Erwerbs von „Zusatzqualifikationen"  geht in diese Rich-
tung. Schließlich darf  nicht übersehen werden, dass bereits seit geraumer 
Zeit zumindest für  benachteiligte Jugendliche Möglichkeiten des sukzes-
siven Erwerbs von Teilqualifikationen  gefordert  werden. 

In all diesen Fällen muss daher auch ein Weg für  die Zertifizierung  von 
Qualifikationselementen  gefunden  werden, weil diese nicht - wie sonst 

3 9 Vgl. BMBF 1999a, S. 4f. 
4 0 Vgl. Kloas 1999, S. 2. 
4 1 Vgl. BMBF 1999a, S. 24. 
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üblich - im Rahmen der jeweiligen Abschlussprüfung  nachgewiesen 
werden. Es ist also nicht nur ein Spiel mit Worten, wenn dem mit 
Ratsentscheidung vom 21.Dezember 1998 eingeführten  „Europass Be-
rufsbildung"  die Zielvorstellung eines umfassenden  „Europäischen Be-
rufsbildungspasses"  gegenüber gestellt wird. 

2. Tendenzen einer „gemäßigten Modularisierung" 
der Berufsbildung 

2.1 Einführung 

Zu den Themen, die prinzipielle Diskussionen über die Zukunft  der be-
ruflichen  Bildung auslösen, gehört die Frage, ob bei einer Modularisie-
rung der beruflichen  Ausbildungsgänge das Berufsprinzip  aufgegeben 
werden muss, welches als konstitutiv für  die duale Berufsbildung  gilt. 
„Dabei wird befurchtet,  dass die modulare Aufteilung  eines Berufsbildes 
den Gesamtzusammenhang des Berufs  zerstöre."42 Angesichts der Bri-
sanz dieser Diskussion erscheint es zunächst erforderlich,  den Begriff 
„Modularisierung" genauer zu analysieren. 

In diesem Zusammenhang ist zum Beispiel auf  einen Beitrag von Peter-
Werner Kloas aus dem Jahr 1997 hinzuweisen. Kloas geht dabei von „Be-
ruflicher  Handlungsfähigkeit"  im Sinne einer Gesamtqualifikation  aus 
und grenzt hiervon die für  die das Erreichen der Gesamtqualifikation  er-
forderlichen  Teilqualifikationen  ab, welche als Module bezeichnet wer-
den. Die Gesamtqualifikation  ist jedoch mehr als die Summe der Teil-
qualifikationen.43  Ähnlich formuliert  Sloane: „In diesem Sinn geht es in 
der Modularisierung darum, das Ganze des Beruflichen  in Teile aufzu-
gliedern, ohne den Anspruch des Ganzen zu verlieren."44 

Kloas beschreibt auch die positiven Aspekte einer Modul arisierung, zu 
denen nach seiner Auffassung  das differenzierte  Eingehen auf  unter-
schiedliche Bildungsvoraussetzungen sowie das schnellere und flexiblere 
Reagieren auf  veränderte Anforderungen  des Beschäftigungssystems  ge-

4 2 Euler 1998, S. 96f. 
4 3 Vgl. Kloas 1997, S. 17. 
4 4 Sloane 1997, S. 227. 
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hören. Außerdem könne damit die bisherige Trennung der Bereiche 
„Ausbildung" und „Weiterbildung" entschärft  sowie die Berücksichti-
gung von Berufserfahrungen  erleichtert werden. Kloas verweist darüber 
hinaus auf  die europäische Dimension einer möglichen Modularisie-
rung.45 

Deißinger definiert  „Module" als standardisierte Lernangebote, „die auf 
den Erwerb spezifischer  (beruflicher)  Kompetenzen verweisen und als 
curriculare Bausteine ... eine institutionalisierte Form annehmen. Ent-
scheidend ist das Grundmerkmal ihrer Eigenständigkeit und Abge-
grenztheit gegenüber anderen curricularen Bausteinen."46 

Außerdem beschreibt er idealtypisch Grundvarianten von Modularisie-
rung, die er aus der „Ergänzungsfunktion"  bzw. aus der „Differenzie-
rungsfunktion"  von Modulen ableitet, denen er die Möglichkeit einer 
„grundständigen" Modularisierung gegenüberstellt. Dabei lassen sich 
Sympathien für  die Ergänzungsfunktion  von Modulen im Hinblick auf 
Erstausbildung und Weiterbildung sowie für  die Differenzierungsfunktion 
von Modulen erkennen. Deißinger lehnt jedoch eine „grundständige Mo-
dularisierung" ab, die durch curricular verselbständigte Lerneinheiten ge-
kennzeichnet ist, welche „individuell" zertifiziert  werden.47 

Die vielfach  vorgetragene Kritik an einer möglichen Modularisierung der 
Berufsbildung  geht offensichtlich  von der Zielvorstellung einer „grund-
ständigen Modularisierung" aus. So beginnt etwa die Stellungnahme des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks zur Beurteilung einer Aus-
bildung in Modulen zunächst ganz moderat. Nach einer Definition  von 
„Ausbildungsmodulen" wird nämlich festgestellt,  dass diese „den Ausbil-
dungsmerkmalen in der deutschen handwerklichen Ausbildung ... gerecht 
werden." 

„Allerdings bestehen erhebliche Bedenken, ob mehrere Ausbildungsmo-
dule insgesamt ausreichen, um die erforderliche  Handlungskompetenz für 
die Ausübung eines Berufs  zu vermitteln. Schwierigkeiten ergeben sich 
auch, wenn die Module als selbständige Ausbildungseinheiten ausgestal-

4 5 Vgl. Kloas 1997, S.25ff. 
4 6 Vgl. Deißinger 1996, S. 191 f. 
4 7 Vgl. Deißinger 1996, S. 192. 
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tet werden und demzufolge  entweder eigenständig zu zertifizieren  oder 
abzuprüfen  sind."48 

Hieraus wird eine grundsätzliche Ablehnung abgeleitet, die in der Fest-
stellung gipfelt,  dass eine Modulausbildung im Handwerk aus rechtli-
chen, bildungspolitischen, prüfungsorganisatorischen  und finanziellen 
Gründen nicht in Frage komme. Außerdem wird daraufhingewiesen,  dass 
sich Bund, Länder, Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Stellungnahme 
zum „Memorandum der Kommission über die Berufsausbildungspolitik 
der Gemeinschaft  der 90er Jahre" gegen eine Modul-Ausbildung ausge-
sprochen haben.49 

Mit dieser kategorischen Ablehnung ist vermutlich eine „grundständige 
Modularisierung" im Sinne Deißingers gemeint. „Gemäßigte Modulari-
sierung" bedeutet dagegen, dass im Rahmen der traditionellen Berufsbil-
dung zumindest in begrenztem Umfang  auch „Module" - zum Beispiel 
mit Ergänzungs- oder Differenzierungsfunktion  - ausgewiesen werden. 
Diese „gemäßigte Modularisierung" stellt das Grundmuster der bisher für 
Deutschland kennzeichnenden beruflichen  Bildung nicht in Frage. Es 
wird aber die Chance eröffnet,  deren verhältnismäßig starre Struktur auf-
zulockern. 

Ähnlich äußert sich Rützel, der ebenfalls  mehrere Varianten der Modula-
risierung unterscheidet. Im Übrigen bevorzugt auch er eine Reformoption 
im Sinne der oben skizzierten „gemäßigten Modularisierung", die von der 
Beibehaltung eines dynamisierten Berufskonzepts  ausgeht. Die Modulari-
sierung soll sich nach seiner Auffassung  jedoch nicht auf  wenige ausge-
wählte Teilaspekte der Berufsbildung  konzentrieren, wenn beispielsweise 
lediglich bestimmte Berufe  oder bestimmte Zielgruppen (zum Beispiel 
Benachteiligte) einbezogen werden. Die Reformpotentiale  seien außer-
dem nur dann voll zu nutzen, wenn die Modularisierung nicht auf  einzel-
ne Bildungsbereiche - etwa auf  die berufliche  Erstausbildung oder auf  die 
Weiterbildung - begrenzt bleibt.50 

Im Folgenden wird versucht, den Nachweis zu führen,  dass sich bei einer 
kritischen Analyse von Entwicklungspfaden  der beruflichen  Bildung zu-

4 8 Vgl. ZDH 1993, S. 128. 
4 9 vgl, ZDH 1993, S. 129f. 
5 0 Vgl. Rützel 1997, S. 7. 
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mindest Tendenzen einer „gemäßigten Modularisierung" erkennen lassen. 
Diese ist - wie bereits erläutert - dadurch gekennzeichnet, dass sie die 
bisher geltende Struktur der beruflichen  Bildung in Deutschland nicht in 
Frage stellt. Tendenzen einer „gemäßigten Modularisierung" können am 
Beispiel der Regelungen für  „Neue Ausbildungsberufe",  der Vermittlung 
von Zusatzqualifikationen  sowie der Vorschläge für  eine Zertifizierung 
von „Teilqualifikationen"  bei der Förderung von Benachteiligten nach-
gewiesen werden. 

2.2 Beispiele einer,, gemäßigten  Modularisierung''  der 
Berufsbildung 

2.2.1 Regelungen  für  „Neue  und  neu geordnete  Ausbildungsberufe" 

Gerade die Regelungen für  „Neue Berufe"  und auch für  einige neu ge-
ordnete Ausbildungsberufe  sind im Sinne einer „gemäßigten Modularisie-
rung" der Berufsbildung  zu interpretieren. Während die Berufsbildung 
bisher im Wesentlichen dem Muster der auf  einer breiten Grundbildung 
aufbauenden  Fachbildung folgte,  gibt es für  „Neue Berufe"  bei prinzipiell 
ähnlichem Aufbau  durchaus verschiedenartige Strukturmodelle. 

So wird zwar jeweils eine Grundbildung vorgesehen, aber in ganz unter-
schiedlichen Ausprägungen realisiert. Außerdem werden in den Ausbil-
dungsordnungen zunehmend Wahlangebote (optionale Qualifikationsein-
heiten) vorgesehen, die teilweise auch der Strukturierung von Weiterbil-
dung dienen. Wahlqualifikationseinheiten  und Wahlkomponenten haben 
deshalb häufig  zugleich den Charakter von Weiterbildungsbausteinen. 

Die systematische Verknüpfung  von Erstausbildung und Kompetenzer-
weiterung im Rahmen eines integrierten Aus- und Weiterbildungskon-
zeptes eröffnet  dabei die Perspektive, zielgerichtet auf  Anforderungen  zu 
reagieren, die sich aus der wirtschaftlichen  und technologischen Weiter-
entwicklung ergeben. 

a) Mediengestalter 

Der neue Ausbildungsberuf  „Mediengestalter/in für  Digital- und Printme-
dien" ersetzt die bisherigen Berufe  Schriftsetzer/in,  Reprohersteller/in, 
Reprograf/in  sowie Werbe- und Medienvorlagenhersteller/in. 
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Mit diesem Beruf  wird erstmals das Strukturmodell einer breiten Grund-
bildung mit darauf  aufbauenden  differenzierten  und dynamischen Kom-
petenzprofi  len umgesetzt. Die Kombination von Pflicht-  und Wahlquali-
fikationseinheiten  eröffnet  vielfältige  Variationsmöglichkeiten in der 
Grund- wie in der Fachbildung. Der innovative Kern dieser Konzeption 
ist in der Weiterentwicklung des Fachrichtungsmodells zu sehen.51 

In dem Ausbildungskonzept werden drei Modernisierungsanforderungen 
miteinander verknüpft: 

- Integration differenzierter  Abschlussprofile  für  eine ganze Branche in 
einem Gesamtkonzept, das es durch seine Binnenstruktur ermöglicht, 
sehr unterschiedlich strukturierte Handlungskompetenzen im Rahmen 
eines komplexen Ausbildungsberufs  aufzubauen. 

- Sicherung der Ausbildung in Berufen  auch unter außerordentlich spe-
zialisierten betrieblichen Rahmenbedingungen für  eine breit gefä-
cherte Produkt- und Tätigkeitspalette 

- Unmittelbare Vernetzung von Aus- und Weiterbildung, da die Wahl-
qualifikationseinheiten  den Beschäftigten  implizit eine Struktur für  die 
Anpassungsfortbildung  vorgeben.52 

b) IT-Berufe 

Die Ordnungsmittel für  die vier neuen IT-Berufe  gewährleisten eine noch 
weiter gehende Flexibilität. Die Konzeption geht zunächst davon aus, 
dass es gemeinsame Kernqualifikationen  für  alle IT-Berufe  gibt. An diese 
Kernqualifikationen  knüpfen  berufsspezifische  und fachrichtungsspezifi-
sche Inhalte an, die als Fachqualifikationen  bezeichnet werden.53 

Innovativ ist weiterhin, dass die gemeinsamen Kernqualifikationen  zu-
sammen mit den differenzierten  Fachqualifikationen  während der ge-
samten Ausbildungsdauer vermittelt werden. Außerdem sind die berufs-
spezifischen  Inhalte technikneutral und damit offen  beschrieben worden, 
weil relativ abstrakt formulierte  Lernziele verwendet wurden. 

5 1 Vgl. Lennartz 1998. 
5 2 Vgl. Adler u.a. 1999, S. 2990. 
5 3 Vgl. Brosi 1998, S. 322. 
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Die Konzeption orientiert sich an den realen betrieblichen Arbeitsprozes-
sen und Projekten. Dies gilt im Übrigen auch für  die Prüfungen,  die auf 
eine Projektarbeit abstellen, die aus dem betrieblichen Alltag stammt und 
im Betrieb ausgeführt  wird.54 

Wählbare Einsatzgebiete bzw. Fachbereiche, in denen jeweils Kern- und 
Fachqualifikationen  vertieft  werden, ermöglichen zusätzlich betriebsspe-
zifische  und individuelle Ausprägungen des Gesamtprofils.  Um der Viel-
falt  der beruflichen  Einsatzfelder  der IT-Berufe  in unterschiedlichen 
Branchen, Betriebsgrößen und Organisationsformen  gerecht zu werden, 
wurde ein Wahlpflichtbereich  eingeführt.  Er ist innerhalb einzelner Aus-
bildungsberufe  in Form von Einsatzgebieten (Fachinformatiker)  oder 
Fachbereichen (Informatikkaufmann)  ausgewiesen, die in einer offenen 
Liste im Verordnungstext genannt werden.55 

Auch dieses Strukturmodell erleichtert den Fachkräften  den Wechsel in 
angrenzende Tätigkeiten durch Anpassungsweiterbildung bzw. Zu-
satzqualifikationen.  Damit ist hier implizit ebenfalls  eine Verknüpfung 
von Aus- und Weiterbildung vorgesehen. 

c) Laborberufe 

Der konzeptionelle Ansatz für  die Laborberufe  verbindet weitgehend die 
jeweils neuen Elemente der beiden zuvor beschriebenen Modelle und 
entwickelt diese weiter. In einem Gesamtkonzept werden differenzierte 
Abschlussprofile  für  einen ganzen Berufsbereich  integriert. 

Die „Basisqualifikation"  beschreibt die grundlegenden Anforderungen, 
die für  alle Laborberufe  identisch sind, die „Fachqualifikation"  die be-
rufstypischen  Anforderungen  des jeweiligen Laborberufs.  Basis- und 
Fachqualifikationen  werden wie bei den IT-Berufen  während der gesam-
ten Ausbildungszeit integriert vermittelt. 

Die Fachqualifikation  setzt sich aus Pflicht-  und Wahlqualifikationsein-
heiten zusammen, wobei der Anteil der Wahlqualifikationseinheiten  etwa 
zwei Drittel ausmachen soll. Die Wahlqualifikationseinheiten  können un-

5 4 Vgl. Brosi 1998, S. 322. 
5 5 Vgl. Adler u.a. 1999, S. 2991. 
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kompliziert und schnell aktualisiert werden, wenn technische oder ar-
beitsorganisatorische Entwicklungen dies erfordern.56 

Wahlqualifikationseinheiten,  die in der Ausbildung nicht gewählt werden 
wurden oder zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorkamen, können im späte-
ren Berufsleben  bei Bedarf  (z. B. bei einem Wechsel in angrenzende Tä-
tigkeitsbereiche oder einer Veränderung der Arbeitsinhalte) Grundlage 
der Weiterqualifizierung  sein. Die Wahlqualifikationseinheiten  dienen 
ausdrücklich zugleich als Struktur für  die Weiterbildung. 

d) Versicherungswirtschaft 

Die Neuordnung der Ausbildung in der Versicherungswirtschaft  geht von 
folgenden  strukturellen Veränderungen aus: 

- Es wird in mindestens zwei der drei Spartenbereiche (Lebens- und 
Unfallversicherung,  Krankenversicherung und/oder Schadenversiche-
rung) ausgebildet, um eine breite Grundlage zu sichern. 

- Die Sparte Schadenversicherung ist darüber hinaus weiter in die Be-
reiche Haftpflicht-  und Rechtsversicherung, Kraftfahrtversicherung 
und Sachversicherung differenziert  worden. 

- Die mündliche Prüfung  wird in Form eines Kundenberatungsge-
sprächs durchgeführt,  um der Forderung nach Kunden- und Marktori-
entierung gerecht zu werden. 

- Der Fortbildungsbereich wurde ebenfalls  im Rahmen eines veränder-
ten Strukturkonzepts neu gestaltet, das unterschiedlichen Anforderun-
gen der Versicherungswirtschaft  (z. B. Verbindung von Generalisten-
und Spezialistenfortbildung,  Managementfunktionen)  entspricht.57 

Die Fortbildungsprüfung  wurde in zwei Teile gegliedert. Damit besteht 
die Möglichkeit, die Fortbildung gegebenenfalls  zu unterbrechen und zu 
einem späteren Zeitpunkt fortzusetzen.  Neu ist auch die Verbindung von 
Aufstiegs-  mit Anpassungsfortbildung,  da Wahlpflichtblöcke,  die nicht 
für  die Fortbildungsprüfung  gewählt werden, zu einem späteren Zeitpunkt 

5 6 Vgl. Adler u.a. 1999, S.2995f. 
5 7 Vgl. Adler u.a. 1999, S. 2993ff. 
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belegt und geprüft  werden können. Dies gilt auch für  diejenigen, die be-
reits eine Prüfung  zum Versicherungsfachwirt  bestanden haben.58 

2.2.2 Vermittlung  von Zusatzqualifikationen 

Es erscheint außerordentlich schwierig, den sich aufgrund  der technologi-
schen Entwicklung rasch wandelnden Qualifikationserfordernissen  durch 
ständiges Ändern der Ausbildungsordnungen entsprechen zu wollen. Da-
bei ist auch zu berücksichtigen, dass es immer eine gewisse Zeit dauert, 
ehe Veränderungen in der Ausbildungspraxis überhaupt realisiert werden 
können. Der inhaltlichen Aktualisierung von Ausbildungsordnungen sind 
damit enge Grenzen gesetzt, wenn das Ausbilden in Berufen  praktikabel 
bleiben soll. 

Zur Gewährleistung von mehr Aktualität und Praxisnähe in der dualen 
Ausbildung bieten sich unter dieser Prämisse vor allem zwei Lösungs-
möglichkeiten an: Ein Weg besteht in der weiteren Flexibilisierung des 
Berufskonzeptes  durch die Nutzung dynamischer Qualifikationsprofile, 
die verstärkt Kombinations- und Variationsmöglichkeiten beim Erlernen 
eines Berufes  ermöglichen. Darauf  deuten die oben beschriebenen Ten-
denzen einer gemäßigten Modularisierung bei neuen oder neu geordneten 
Ausbildungsberufen  hin. 

Ein anderer Weg ist die Einbeziehung von Zusatzqualifikationen.  Diese 
Zusatzqualifikationen  können gewissermaßen als Gelenkstück zwischen 
der beruflichen  Erstausbildung und der Kompetenzerweiterung durch be-
rufliche  Weiterbildung angesehen werden.59 Zusatzqualifikationen  sind 
deshalb für  die Attraktivität und Differenzierung  der beruflichen  Bildung 
von großer Bedeutung. 

Für die Auszubildenden bieten Zusatzqualifikationen  in erster Linie die 
Chance, eine vielseitige berufliche  Tätigkeit und den Weg zum berufli-
chen Aufstieg  zu eröffnen.  Außerdem kann mit dem Erwerb von Zu-
satzqualifikationen  der Übergang von der Ausbildung in eine Beschäfti-
gung erleichtert werden. Schließlich tragen Zusatzqualifikationen  auch 
dazu bei, die Position auf  dem Arbeitsmarkt zu stärken. 

5 8 Vgl. Adler u.a. 1999, S. 2995. 
5 9 Vgl. Tuschkel999, S. 8. 
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Für die Unternehmen haben Zusatzqualifikationen  den Vorzug, dass 
schon während der Ausbildung auf  die differenzierten  betrieblichen Qua-
lifikationsanforderungen  vorbereitet werden kann. Damit verbessern sich 
die Möglichkeiten eines flexiblen  Einsatzes im Unternehmen.60 Insbeson-
dere im Handwerk sieht man in einem Angebot an aufstiegsorientierten 
Zusatzqualifikationen  auch einen Erfolg  versprechenden Weg, um die 
Attraktivität für  besonders leistungsfähige  Jugendliche zu erhöhen. Auf 
diese Weise soll dazu beigetragen werden, dem wachsenden Bedarf  an 
Führungskräften  zu entsprechen. 

Die schnelle Änderung der Qualifikationsprofile  macht es notwendig, Zu-
satzqualifikationen  bereits während oder unmittelbar im Anschluss an ei-
ne Berufsausbildung  zu erwerben. Zusatzqualifikationen  kommt daher bei 
einer Neubestimmung der Übergänge von der beruflichen  Ausbildung in 
die Weiterbildung eine besondere Bedeutung zu. Entsprechend der Vor-
aussetzungen bei Schülerinnen und Schülern bietet sich schon in der Be-
rufsschule  die Vermittlung von Zusatzqualifikationen  an, die eine spätere 
Weiterbildungsmaßnahme ersetzen oder als Teile der Aufstiegsfortbil-
dung anerkannt werden. 

Folgende Schwerpunkte für  die Vermittlung von Zusatzqualifikationen 
lassen sich prinzipiell unterscheiden: 

- Horizontale Erweiterung der beruflichen  Qualifikation.  Es werden 
Fachkompetenzen aus benachbarten Bereichen erworben, die mit dem 
jeweiligen beruflichen  Tätigkeitsbereich fachlich  zusammenhängen 
oder ihn ergänzen. 

- Vertikale Vertiefung  der beruflichen  Qualifikation  durch den Erwerb 
spezieller Fachkompetenzen im unmittelbaren Berufsbereich. 

Typische Beispiele sind der Erwerb berufsorientierter  Sprachkenntnisse 
und die Befähigung  zur Anwendung spezieller Fertigungsverfahren  sowie 
die Erweiterung von Kompetenzen in den Bereichen Organisation, Kom-
munikation und Kooperation (Sozial- und Methodenkompetenzen zur Be-
rufsausübung).61 

6 0 Vgl. Tuschke 1999, S. 9. 
6 1 Vgl. Tuschke 1999, S. 9f. 
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Zunehmende Bedeutung erlangen Zusatzqualifikationen  auch während 
der Ausbildung oder im unmittelbaren Anschluss daran im Zusammen-
hang mit Austauschaufenthalten  in einem europäischen Partnerland. Ne-
ben dem Erwerb von Auslandserfahrungen  können auf  diesem Wege 
wichtige Voraussetzungen gesichert werden, die für  die Berufsausübung 
in dem Partnerland erforderlich  sind. Ein Projekt im Rahmen der deutsch-
französischen  Zusammenarbeit ist zum Beispiel darauf  gerichtet, ein all-
gemein übertragbares Modell für  bilateral zertifizierbare  Qualifikationen 
im Kfz-Bereich  zu entwickeln.62 

Im Rahmen dieser Zielsetzungen gibt es eine sehr große Spannbreite des 
zeitlichen Umfanges  der Vermittlung von Zusatzqualifikationen.  Nach 
einem auf  der Grundlage von mehreren Fachtagungen gewonnenen Über-
blick lassen sich die Angebote grob nach vier Kategorien differenzieren, 
die zugleich das jeweilige Anspruchsniveau widerspiegeln. Die erste Ka-
tegorie umfasst  Angebote von 20 bis 50 Stunden, die zweite von 50 bis 
120 Stunden, die dritte von 120 bis 250 Stunden und die vierte schließlich 
von mehr als 250 bis über 1.000 Stunden.63 Der Anteil von Angeboten 
der einzelnen Kategorien differiert  regional sehr stark. 

Insbesondere in Abhängigkeit von Umfang  und regionalen Bedingungen 
lassen sich unterschiedliche Organisationsvarianten bei der Vermittlung 
von Zusatzqualifikationen  unterscheiden. Zusatzqualifikationen  der Kate-
gorie 1 werden fast  ausschließlich an einem Lernort, in erster Linie in den 
Unternehmen - seltener in den Berufsschulen  - vermittelt. Die Angebote 
der Kategorien 2 bis 4 werden in der Regel durch verschiedene Formen 
des Zusammenwirkens von Betrieb, Berufsschule,  überbetrieblichen Bil-
dungseinrichtungen sowie Bildungsträgern realisiert. Am weitesten ver-
breitet ist die Kooperation von Betrieben und Berufsschulen.64 

2.2.3 Teilqualifikationen  für  Benachteiligte 

Für benachteiligte Jugendliche sowie Erwachsene ohne anerkannte for-
male berufliche  Qualifikation  ist es mit großen Problemen verbunden, in 

6 2 Vgl. Tuschkel999, S. 11. 
6 3 Vgl. BMBF 1999b, S. 96. 
6 4 Vgl. BMBF 1999b, S. 96. 
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das Beschäftigungssystem  einzumünden.65 Im heutigen Ausbildungssy-
stem gibt es auch kaum Lösungsansätze, den von Ausbildungsabbrechern 
erreichten Leistungsstand zu berücksichtigen, weil im Allgemeinen nur 
die mit einer Prüfung  abgeschlossene Ausbildung honoriert wird. Ausbil-
dungsabbrecher erhalten dagegen in der Regel keine anerkannten Nach-
weise über erworbene Qualifikationen,  selbst wenn sie erst in der Ab-
schlussprüfung  scheitern. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass rund 22 Prozent der Ausbildungsver-
träge nicht bis zur Prüfung  fortgeführt  und etwa 10 Prozent (knapp 
60.000 Ausbildungsverträge) nach dem ersten Ausbildungsjahr gelöst, 
werden. Etwa 5 Prozent der Prüfungsteilnehmer  (30.000 pro Jahr) beste-
hen - auch unter Berücksichtigung von Wiederholungsprüfungen  - nicht 
die Abschlussprüfung.66 

In den Mittelpunkt der Bemühungen um einen Ausgleich von Benachtei-
ligungen rückt deshalb zunehmend die Ausrichtung des Qualifizierungs-
angebots an der Zielsetzung eines schrittweisen Nachhholens von aner-
kannten Berufsbildungsabschlüssen.67  Trotz vorübergehender Unterbre-
chung soll der berufliche  Bildungsweg fortgesetzt  werden können. 

In diesem Fall ist es beispielsweise hilfreich,  wenn entsprechende Zertifi-
kate die erworbenen Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten als Teil-
qualifikationen  dokumentieren. Damit wird es auch möglich, Teilqualifi-
kationen bausteinartig nachträglich zu einem Abschluss der Berufsausbil-
dung zusammenzufügen. 

Bei einem in Nordrhein-Westfalen  erprobten integrativen Modell zur Dif-
ferenzierung  der Berufsbildung  benachteiligter Jugendlicher erhalten 
Teilnehmer, die vorzeitig aus der gemäß § 25 BbiG bzw. HwO aner-
kannten Berufsausbildung  austreten, ein Ausbildungszertifikat.  Damit 
sollen die erworbenen Teilqualifikationen  nachgewiesen werden, um sie 
auf  dem Arbeitsmarkt verwerten zu können. Voraussetzung ist, dass die 
Jugendlichen mindestens zwei Ausbildungsjahre absolviert haben.68 

6 5 Vgl. BMBF 1999b, S. 179. 
6 6 Vgl. Kloas 1999, S. lf. 
6 7 Vgl. BMBF 1999b, S. 179. 
6 8 Vgl. Enggruber 1999, S. 16. 
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Dabei macht die Bezeichnung „Teilqualifikationen"  deutlich, dass diese 
sich auf  ein Ganzes beziehen. Der Erwerb von Teilqualifikationen  steht 
auch nicht im Widerspruch zur Ausbildung nach dem „Berufsprinzip", 
weil es lediglich um eine zeitliche Entzerrung geht, während im Regelfall 
der Ausbildungsabschluss über einen kontinuierlichen Bildungsgang er-
reicht wird. 

Über diese Grundsätze besteht bereits seit längerem bei vielen für  die Be-
rufsbildung  Verantwortlichen Einvernehmen. Allerdings wird der Weg zu 
einem Abschluss der Berufsausbildung  über Teilqualifikationen  und diese 
nachweisende Zertifikate  unterschiedlich beurteilt. Zertikate über Teil-
qualifikationen  erscheinen besonders dann problematisch, wenn sie nicht 
an dem Ziel einer vollständigen Berufsausbildung  orientiert sind. Bei-
spielsweise könnten Zertikate über Teilqualifikationen  den Eindruck er-
wecken, einen Ausbildungsstand erreicht zu haben, der einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung  entspricht. In diesem Fall besteht kein Anreiz 
mehr, die Ausbildung bis zum Ausbildungsabschluss fortzusetzen. 

3. Einführung  eines „Europäischen Berufsbildungspasses"  als 
Konsequenz einer „gemäßigten Modularisierung" der 
Berufsbildung 

Die partielle Ablösung des Modells einer relativ einheitlichen Berufsaus-
bildung, die jeweils einen undifferenzierten  Anforderungskatalog  zugrun-
de legt, dessen Erreichen im Rahmen einer zentralen Abschlussprüfung 
bestätigt wird, macht es notwendig, Lösungsvorschläge für  Möglichkeiten 
einer Zertifizierung  differenzierter  oder sukzessiv erworbener Kompe-
tenzprofile  zu entwickeln. 

Von Interesse ist in diesem Zusammenhang, dass der Hauptausschuss des 
Bundesinstituts für  Berufsbildung  (BIBB) bereits 1970 eine Empfehlung 
zur Einführung  eines Berufsbildungspasses  verabschiedet hatte. 1997 
wurde vom BIBB in einer Pressemitteilung festgestellt,  dass ein Qualifi-
zierungspass die berufliche  Flexibilität erhöht.69 Damit könnten zum Bei-
spiel Jugendlichen und Erwachsenen günstige Nachqualifizierungsper-
spektiven eröffnet  werden. 

6 9 BIBB 1999. 
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Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für  Berufsbildung  (BIBB) hat in 
seiner Empfehlung  zur Nachqualifizierung  ebenfalls  darauf  verwiesen, 
dass die erworbenen Qualifikationen  „nach einer einheitlichen Systematik 
zu zertifizieren  und möglichst in einem Qualifizierungspass/Portefolio 
festzuhalten  sind."70 

Darüber hinaus lassen sich vielfältige  Zielsetzungen mit der Einführung 
eines Qualifizierungs-  oder Berufsbildungspasses  verbinden. „Durch ei-
nen standardisierten, in der Systematik einheitlichen Qualifikationspass 
sollen nicht nur Aus- und Weiterbildungsabschlüsse, sondern auch Quali-
fikationseinheiten/Module  des jeweiligen Berufes  transparent dokumen-
tiert werden. Die Zertifizierung  von Qualifikationseinheiten  erhöht die 
Transparenz und verbessert damit z. B. die Verwertung von Zusatzquali-
fikationen  während der Ausbildung sowie von optionalen Qualifikations-
einheiten in neuen Aus- und Fortbildungsberufen."71 

Kloas weist darauf  hin, dass die Dokumentation optionaler Qualifikati-
onseinheiten erforderlich  sei, weil neu geregelte Aus- und Weiterbil-
dungsberufe  in stärkerem Maße (Pflicht)-Wahlmodule  und betriebsspezi-
fisch  ausfüllbare  Module enthalten. Diese optionalen Qualifikationsein-
heiten sollen den Lernenden ein größeres Maß an Individualisierung und 
Mobilität ermöglichen sowie den Betrieben eine flexiblere  Aus- und 
Weiterbildung gewährleisten.72 

Die Dokumentation von Zusatzqualifikationen  ist nach Kloas notwendig, 
weil bei einer stärkeren Vernetzung von Aus- und Weiterbildung ver-
mehrt über den jeweiligen Ausbildungsberuf  hinausgehende Qualifikatio-
nen erworben werden. Zusatzqualifikationen  gewinnen außerdem wegen 
der Tendenzen zu einer gezielten Förderung leistungsstärkerer Jugendli-
cher an Bedeutung. Diese zusätzlich erworbenen Qualifikationen  müssen 
transparent nachgewiesen werden, damit sie auf  dem Arbeitsmarkt ver-
wertbar und für  spätere Weiterbildungsabschlüsse anrechenbar sind.73 

Zwischen dem Stundenumfang  der Angebote und der Zertifizierungsform 
kann ein Zusammenhang hergestellt werden. Für Angebote der weiter 

7 0 Vgl. Kloas 1998, S. 209. 
7 1 Kloas 1999, S. 1. 
7 2 Vgl. Kloas 1999, S. 1. 
7 3 Vgl. Kloas 1999, S. 1. 
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vorne beschriebenen Kategorie 1 (Angebote von 20 bis 50 Stunden) wer-
den in der Regel lediglich Teilnahmebescheinigungen erteilt, wenn nicht 
völlig auf  einen Nachweis verzichtet wird. Mit zunehmendem Stunden-
umfang  steigt der Anteil von Zusatzqualifikationen,  die mit einer Prüfung 
auf  der Grundlage einer Kammer- oder Verbandsregelung nachgewiesen 
werden und gegebenenfalls  auch als Teil einer Aufstiegsfortbildung  anre-
chenbar sind.74 

Bei Vertragslösung oder nicht bestandener Abschlussprüfung  soll die 
Dokumentation von erfolgreich  abgeschlossenen Ausbildungseinheiten 
dazu beitragen, die individuell erworbenen Teilkompetenzen auf  dem Ar-
beitsmarkt verwerten und für  später eventuell sich anschließende berufli-
che Bildungsprozesse (z. B. Nachholen von Ausbildungsabschlüssen über 
Externenprüfung)  nutzbar machen zu können. 

Die systematische Entwicklung von Qualifizierungsangeboten  sowie von 
Standards zur Zertifizierung  der vorhandenen beruflichen  Kompetenzen 
in einem Qualifizierungspass  gehört deshalb zu den wichtigsten Zielset-
zungen berufsbegleitender  Nachqualifizierung.  Die Qualifizierungs-
schritte sollen dabei Teilqualifikationen  eines Ausbildungsberufes  abdek-
ken, die sich entsprechend den Berufsbildpositionen  der geltenden Aus-
bildungsordnungen beschreiben lassen.75 

Die in einigen Modellversuchen erprobten Qualifizierungspässe  enthalten 
„Modulzertifikate"  (einschließlich einer Beschreibung des Überprüfungs-
verfahrens),  Nachweise über die vom Betrieb übertragenen und selbstän-
dig ausgeführten  Arbeiten sowie Testate der bei Bildungsträgern absol-
vierten Kurse und Lehrgänge. Aus dem Qualifizierungspass  geht auch 
hervor, welche Kenntnisse und Fähigkeiten noch erworben werden müs-
sen.76 

Die Zertifizierung  von Einheiten eines Ausbildungsberufs  in der Weiter-
bildung wird ebenfalls  als notwendig erachtet. Dabei ist zu beachten, dass 
Weiterbildungsträger zunehmend darauf  Wert legen, die Vergleichbarkeit 
und Standardisierung ihrer Angebote zu gewährleisten. Dies soll durch 

7 4 Vgl. BMBF 1999b, S. 96. 
7 5 Vgl. BMBF 1999b, S. 180. 
7 6 Vgl. BMBF 1999b, S. 180. 
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eine Orientierung an bestehenden Ausbildungsgängen oder Teilen davon 
erreicht werden. 

Ein Qualifizierungs-  oder Berufsbildungspass  muss natürlich auch die 
Funktion übernehmen, Qualifikationen,  die im europäischen Ausland er-
worben werden, zu dokumentieren. Deshalb könnte erwogen werden, 
„den Europass-Berufsbildung  durch Zertifikate  zu nationalen Berufsbil-
dungsabschlüssen und zu Qualifikationseinheiten,  die im Herkunftsland 
erworben wurden, zu ergänzen. Eine solche Ergänzung ist anzustreben, 
da eine gesonderte Ausstellung eines nationalen Qualifikationspasses  ne-
ben dem Europass-Berufsbildung  wenig Sinn hätte."77 

Der Qualifizierungspass  bzw. Berufsbildungspass  sollte von der für  die 
Berufsbildung  zuständigen Stelle ausgestellt bzw. herausgegeben und 
vom Ausbildungsträger (i.d.R. der ausbildende Betrieb) unterzeichnet 
werden. Die Berufsabschlussprüfung  wäre wie bisher Angelegenheit der 
jeweils zuständigen Stelle, die auch für  die Zertifizierung  zuständig sein 
sollte. Die Prüfung  und Bescheinigung von Qualifikationseinheiten 
könnte dagegen Sache des jeweiligen Ausbildungsträgers bleiben. Der 
Ausbildungsträger sollte dabei selbst bestimmen, wie er den Wert des 
Prüfungsverfahrens  nach außen dokumentiert (z. B. durch Auflistung  des 
Lernangebots oder durch die Beschreibung der Prüfungsverfahren). 

Ein Qualifizierungspass  müsste neben persönlichen Daten und Angaben 
zur Schulbildung sowie zur Berufsvorbereitung  zumindest folgende  In-
formationen  enthalten: 

Beschreibung des Berufsbildes  mit den einzelnen Ausbildungseinheiten 
als dreisprachiges Ausbildungsprofil 
Bei bestandener Abschlussprüfung:  Zertikat der zuständigen Stelle gemäß 
§§ 34ff.  BBiG sowie des Ausbildungsbetriebs gemäß § 8 BbiG 
Bei nicht bestandener Abschlussprüfung:  Zertifikat  der zuständigen Stelle 
über Prüfungsteilnahme  und Teilleistungen, in denen eine Bewertung mit 
Noten von I bis 4 erreicht wurde. 
Bei nicht bestandener Abschlussprüfung  oder Abbruch der Ausbildung: 
Zertifikat  über nachgewiesene Teilkompetenzen durch den Ausbildungs-
betrieb gemäß § 8 BbiG nach der im Ausbildungsprofil  vorgegebenen Sy-
stematik der Ausbildungseinheiten/Module. 

7 7 Vgl. Kloas 1999, S. 3. 
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Zertifikat  über nachgewiesene Zusatzqualifikationen  durch den Ausbil-
dungsbetrieb gemäß § 8 BbiG78 

Für die Weiterbildung und die Dokumentation von Berufserfahrung  sollte 
der Qualifizierungspass  um entsprechende Informationen  ergänzt werden. 
In einem ersten Schritt wird dabei sicher nur die Zertifizierung  von Kom-
petenzen erreichbar sein, die über organisierte bzw. intentionale Weiter-
bildung erworben werden. Zukünftig  sollten aber auch die Ergebnisse in-
formeller  Weiterbildungsprozesse dokumentiert werden.79 

Ein dem oben beschriebenen Qualifizierungspass  nachempfundener  „Eu-
ropäischer Berufsbildungspass"  könnte demnach allen in diesem Beitrag 
angesprochenen Aspekten gerecht werden. Es sollte deshalb keine Son-
derlösungen zum Beispiel für  den Bereich der Benachteiligtenförderung 
geben. Der Berufsbildungspass  muss vielmehr unter anderem auch die 
Möglichkeit bieten, optionale Qualifikationseinheiten  und Zusatzqualifi-
kationen sowie im Rahmen der Weiterbildung erworbene Qualifikationen 
nachzuweisen. Natürlich darf  gerade die europäische Dimension nicht 
vergessen werden, der mit dem Ausweis von europäischen Berufsbil-
dungsabschnitten entsprochen wird. 

Der „Europäische Berufsbildungspass"  könnte damit zu einem entschei-
denden Instrument des umfassenden  Qualifikationsnachweises  werden, 
dessen Bedeutung weit über den Europass Berufsbildung  hinausgeht. Auf 
dem Weg zur Verwirklichung dieser Zielsetzung müssen allerdings noch 
zahlreiche Detailfragen  geklärt werden, deren Lösung in diesem Beitrag 
nur angedeutet werden konnte. Darüber hinaus bedarf  es auch erheblicher 
Überzeugungsarbeit, um die Bedenken derer auszuräumen, die selbst 
Zertifizierungen  im Rahmen einer „gemäßigten Modularisierung" (noch) 
als ersten Schritt auf  dem Weg zu einer Aufweichung  des die deutsche 
Berufsbildung  konstituierenden Berufsprinzips  sehen. 

7 8 Kloas 1999, S. 4. 
7 9 Vgl. Kloas 1999, S. 4. 
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